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Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-572/21 | CC (Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts des 

Kindes in einen Drittstaat) 

Ein Gericht eines Mitgliedstaats behält die nach der Brüssel-IIa-Verordnung 

bestehende Zuständigkeit in einem das Sorgerecht betreffenden 

Rechtsstreit nicht, wenn der gewöhnliche Aufenthalt des Kindes im Lauf 

des Verfahrens rechtmäßig in das Hoheitsgebiet eines Drittstaats verlegt 

worden ist, der Vertragspartei des Haager Übereinkommens von 1996 ist 

 

Im Jahr 2011 brachte CC in Schweden M zur Welt. Sie hatte für ihr Kind seit dessen Geburt das alleinige Sorgerecht. 

Bis Oktober 2019 lebte M durchgängig in Schweden. Seit Oktober 2019 besucht M ein Internat, das sich im 

Hoheitsgebiet der Russischen Föderation befindet. 

Im Dezember 2019 beantragte VO, der Vater von M, vor dem zuständigen Tingsrätt (erstinstanzliches Gericht, 

Schweden), ihm das alleinige Sorgerecht für M zu übertragen und seinen Wohnsitz in Schweden als gewöhnlichen 

Aufenthalt von M zu bestimmen. CC berief sich auf die Unzuständigkeit des schwedischen Gerichts, weil M seit 

Oktober 2019 seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Russland habe. Das Tingsrätt wies die von CC geltend gemachte 

Einrede der Unzuständigkeit zurück, weil zum Zeitpunkt der Antragstellung der gewöhnliche Aufenthalt von M noch 

nicht nach Russland verlegt gewesen sei. Das Hovrätt över Skåne och Blekinge (Berufungsgericht für Skåne und 

Blekinge mit Sitz in Malmö, Schweden) bestätigte die Entscheidung des Tingsrätt, dass die schwedischen Gerichte 

zuständig seien.  

Der Högsta domstol (Oberster Gerichtshof, Schweden), bei dem CC Rechtsmittel gegen die Entscheidung des 

Berufungsgerichts eingelegt hat, möchte vom Gerichtshof wissen, ob die Brüssel-IIa-Verordnung1 dahin auszulegen 

ist, dass ein Gericht eines Mitgliedstaats, bei dem ein die elterliche Verantwortung betreffender Rechtsstreit 

anhängig ist, seine nach Art. 8 Abs. 1 dieser Verordnung bestehende Zuständigkeit für die Entscheidung über diesen 

Rechtsstreit behält, wenn der gewöhnlicher Aufenthalt des betreffenden Kindes im Lauf des Verfahrens rechtmäßig 

in das Hoheitsgebiet eines Drittstaats verlegt worden ist, der Vertragspartei das Haager Übereinkommens von 19962 

ist. 

                                                
1 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 

Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (ABl. 

2003, L 338, S. 1). 

2 Sämtliche Mitgliedstaaten der Union haben das am 19. Oktober 1996 in Den Haag abgeschlossene Übereinkommen über die Zuständigkeit, das 

anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen 

zum Schutz von Kindern (ABl. 2008, L 151, S. 39, im Folgenden: Haager Übereinkommen von 1996) ratifiziert oder sind ihm beigetreten. Im Jahr 2012 

ist auch die Russische Föderation dem Übereinkommen beigetreten und es trat dort am 1. Juni 2013 in Kraft. 
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Bleiben Sie in Verbindung! 

Mit seinem heutigen Urteil stellt der Gerichtshof fest, dass für Entscheidungen, die die elterliche Verantwortung 

betreffen, nach Art. 8 Abs. 1 der Brüssel-IIa-Verordnung die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig sind, in dem das 

Kind zum Zeitpunkt der Antragstellung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Denn wegen ihrer räumlichen Nähe 

sind diese Gerichte im Allgemeinen am Besten in der Lage, die zum Wohl des Kindes zu erlassenden Maßnahmen zu 

beurteilen. In diesem Artikel, der auf den Zeitpunkt der Antragstellung vor dem Gericht des Mitgliedstaats abstellt, 

kommt der Grundsatz der perpetuatio fori zum Ausdruck, der besagt, dass dieses Gericht seine Zuständigkeit selbst 

dann nicht verliert, wenn das betreffende Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Lauf des Verfahrens verlegen 

sollte. Folglich ist, wenn das betreffende Kind zum Zeitpunkt der Antragstellung seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 

Gebiet dieses Mitgliedstaats hat, grundsätzlich dieses Gericht für die Entscheidung über die elterliche 

Verantwortung auch insoweit zuständig, als der Rechtsstreit das Verhältnis zu einem Drittstaat betrifft. 

Art. 61 Buchst. a der Brüssel-IIa-Verordnung sieht jedoch vor, dass im Verhältnis zum Haager Übereinkommen von 

1996 diese Verordnung anwendbar ist, wenn zum Zeitpunkt der Entscheidung des zuständigen Gerichts „das 

betreffende Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats hat“. Also muss, wenn das 

Kind zu diesem Zeitpunkt seinen Aufenthalt nicht mehr im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, sondern in dem eines 

Drittstaats hat, der Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, Art. 8 Abs. 1 der Verordnung hinter dem Haager 

Übereinkommen von 1996 zurückstehen. 

Somit findet Art. 8 Abs. 1 dieser Verordnung keine Anwendung mehr, wenn der gewöhnliche Aufenthalt des Kindes 

in das Hoheitsgebiet eines Drittstaats, der Vertragspartei das Haager Übereinkommens von 1996 ist, verlegt worden 

ist, bevor das mit dem Rechtsstreit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung befasste zuständige Gericht eines 

Mitgliedstaats entschieden hat.  

Die in Art. 61 Buchst. a der Brüssel-IIa-Verordnung vorgenommene Beschränkung der Anwendbarkeit von Art. 8 

Abs. 1 dieser Verordnung ab dem Zeitpunkt, zu dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht mehr im 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, sondern im Hoheitsgebiet eines Drittstaats hat, der Vertragspartei des Haager 

Übereinkommens von 1996 ist, ist auch mit der Absicht des Unionsgesetzgebers vereinbar, nicht gegen die 

Vorschriften dieses Übereinkommens zu verstoßen. 

Der Gerichtshof kommt daher zu dem Ergebnis, dass Art. 8 Abs. 1 der Brüssel-IIa-Verordnung in Verbindung mit 

deren Art. 61 Buchst. a dahin auszulegen ist, dass ein Gericht eines Mitgliedstaats, bei dem ein die elterliche 

Verantwortung betreffender Rechtsstreit anhängig ist, die nach diesem Art. 8 Abs. 1 bestehende 

Zuständigkeit für die Entscheidung über diesen Rechtsstreit nicht behält, wenn der gewöhnliche Aufenthalt 

des betreffenden Kindes im Lauf des Verfahrens rechtmäßig in das Hoheitsgebiet eines Drittstaats verlegt 

wird, der Vertragspartei das Haager Übereinkommens von 1996 ist. 

HINWEIS: Im Wege eines Vorabentscheidungsersuchens können die Gerichte der Mitgliedstaaten in einem bei 

ihnen anhängigen Rechtsstreit dem Gerichtshof Fragen nach der Auslegung des Unionsrechts oder nach der 

Gültigkeit einer Handlung der Union vorlegen. Der Gerichtshof entscheidet nicht über den nationalen Rechtsstreit. 

Es ist Sache des nationalen Gerichts, über die Rechtssache im Einklang mit der Entscheidung des Gerichtshofs zu 

entscheiden. Diese Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise andere nationale Gerichte, die mit einem 

ähnlichen Problem befasst werden. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext des Urteils wird am Tag der Verkündung auf der Curia-Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost  (+352) 4303 3255 
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